
Beglaubigte Abschrift

Amtsgericht Mein ingen
Az.: VI 352/20

Marga Griesmann, geboren am 09.05.1943, verstorben am 25.04.2020,
letzte Anschrift: 98574 Schmalkalden
- Erblasserin -

hat das Amtsgericht Meiningen am 09.04.2021

beschlossen:

Am 25.04.2020 verstarb Marga Griesmann, geboren am 09.05.1943, letzte Anschrift: Krötengas
se 2, 98574 Schmalkalden.

Alle bekannten Erben haben das Erbe ausgeschlagen. Weitere Erben konnten nicht ermittelt wer
den. Alle Personen, denen Erbrechte am Nachlass zustehen, insbesondere die Abkömmlinge
des Onkels der Erblasserin, Fredi Griesmann, letzte Anschrift: Herges-Hallenberg sowie die Ab
kömmlinge der Cousine der Erblasserin, Renate Eichhorst, letzte Anschrift: Greifswald, werden
aufgefordert, diese Rechte innerhalb von 6 Wochen ab Veröffentlichung beim Nachlassgericht
Meiningen anzumelden, andernfalls wird gemäß § 1964 BGB festgestellt, dass ein anderer Erbe
als der Fiskus des Freistaates Thüringen nicht vorhanden ist.

Die Rechte vorhandener Erben am Nachlass bleiben durch die gerichtliche Feststellung unbe
rü h ii.

Öffentliche Aufforderung

In dem Nachlassverfahren

Der Reinnachlass soll etwa 1.000,00 € betragen.
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Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Beschluss findet die Erinnerung statt ( 11 Abs. 2 RPflG).

Die Erinnerung ist binnen einer Frist von 2 Wochen bei dem
Amtsgericht Meiningen
Lindenallee 15
98617 Meiningen

einzulegen.
Die Frist beginnt jeweils mit der schriftlichen Bekanntgabe des Beschlusses an die Beteiligten. Erfolgt die schriftliche Bekanntgabe
durch Zustellung nach den Vorschriften der Zivilprozessordnung, ist das Datum der Zustellung maf,gebend. Erfolgt die schriftliche
Bekanntgabe durch Aufgabe zur Post und soll die Bekanntgabe im Inland bewirkt werden, gilt das Schriftstück 3 Tage nach Aufga
be zur Post als bekanntgegeben, wenn nicht der Beteiligte glaubhaft macht, dass ihm das Schriftstück nicht oder erst zu einem
späteren Zeitpunkt zugegangen ist. Kann die schriftliche Bekanntgabe an einen Beteiligten nicht bewirkt werden, beginnt die Frist
spätestens mit Ablauf von 5 Monaten nach Erlass ( 38 Abs. 3 FamFG) des Beschlusses. Fällt das Fristende auf einen Sonntag,
einen allgemeinen Feiertag oder Sonnabend, so endet die Frist mit Ablauf des nächsten Werktages.
Die Erinnerung wird durch Einreichung einer Erinnerungsschrift oder zur Niederschrift der Geschäftsstelle eingelegt. Die Erinne
rung kann auch zur Niederschrift eines anderen Amtsgerichts erklärt werden: die Frist ist jedoch nur gewahrt, wenn die Nieder
schrift rechtzeitig bei dem oben genannten Gericht eingeht.
Die Mitwirkung eines Rechtsanwalts ist nicht vorgeschrieben.
Die Erinnerung muss die Bezeichnung des angefochtenen Beschlusses sowie die Erklärung enthalten, dass Erinnerung gegen die
sen Beschluss eingelegt wird. Sie ist von dem Erinnerungsführer oder seinem Bevollmächtigten zu unterzeichnen.
Die Erinnerung soll begründet werden.

Rechtsbehelfe können auch als elektronisches Dokument eingereicht werden. Eine einfache E-Mail genügt den gesetzlichen
Anforderungen nicht.
Das elektronische Dokument muss

- mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder

- von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg eingereicht werden.
Ein elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen ist, darf
wie folgt übermittelt werden:

- auf einem sicheren Übermittlungsweg oder

- an das für den Empfang elektronischer Dokumente eingerichtete Elektronische Gerichts- und Verwaltungspostfach (EGVP)
des Gerichts.

Wegen der sicheren Übermittlungswege wird auf § 130a Absatz 4 der Zivilprozessordnung verwiesen. Hinsichtlich der weiteren
Voraussetzungen zur elektronischen Kommunikation mit den Gerichten wird auf die Verordnung Ober die technischen Rahmenbe
dingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechts
verkehr-Verordnung - ERW) in der jeweils geltenden Fassung sowie auf die Internetseite www.justiz.de verwiesen.

gez.

Ziemer
Rechtspflegerin

Erlass des Beschlusses ( 38 Abs. 3 Satz 3 FamFG):
Übergabe an die Geschäftsstelle

am 28.04.2021.

Pohland, JOS
Urkundsbeamter der Geschäftsstelle
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Urkundsbeamter der Geschäftsstelleá.




